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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Helga Schmitt-Bussinger, Prof. Dr. Peter 
Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert, Klaus Adelt, Harry Scheuenstuhl 
SPD 

Drs. 17/7761, 17/8634 

Bericht zur Kooperationsvereinbarung von Polizei und privater 
Sicherheitswirtschaft  

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Kommuna-
le Fragen, Innere Sicherheit und Sport über die Einzelheiten der Pilot-
Kooperationsvereinbarung zwischen dem Staatsministerium des In-
nern, für Bau und Verkehr, dem Bundesverband der Sicherheitswirt-
schaft (BDSW) und der Landesgruppe Bayern des Bundesverbands 
der Sicherheitswirtschaft sowie dem Bayerischen Verband für Sicher-
heit in der Wirtschaft (BVSW) zur Stärkung der Öffentlichen Sicherheit 
durch Polizei und private Sicherheitsunternehmen für die Ballungs-
räume München und Nürnberg zu berichten. 

In dem Bericht soll insbesondere dargelegt werden, welche Ziele und 
Aufgaben die Pilot-Kooperationsvereinbarung hat, welche privaten 
Sicherheitsdienstleister an der Kooperationsvereinbarung beteiligt 
sind, an welche Teilnahme- und Qualitätskriterien die Beteiligung von 
privaten Sicherheitsdienstleistern an der Kooperationsvereinbarung 
geknüpft ist, wer über die Beteiligung von privaten Sicherheitsdienst-
leistern an der Kooperationsvereinbarung entscheidet und ob die 
Landeshauptstadt München und die Stadt Nürnberg bzw. die weiteren 
Städte und Gemeinden in den Ballungsräumen München und Nürn-
berg sowie die Landratsämter in den beiden Ballungsräumen über die 
Kooperationsvereinbarung informiert wurden, ob sie daran beteiligt 
werden und wenn nein, was die Gründe dafür sind, die Gemeinden 
und die Landratsämter in den beiden Ballungsräumen als Sicherheits-
behörden an der Kooperationsvereinbarung nicht zu beteiligen. 
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